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Bericht aus Berlin

die Bilder aus Washington wirken nach: die Erstür-
mung des Kapitols durch einen vom Präsidenten 
aufgeputschten Mob, der Angriff auf das Herz der 
amerikanischen Demokratie. Szenen, die gewohn-
te politische Positionen auf den Kopf stellen. Als 
konservativer Politiker habe ich mich aufrichtig über 
den Wahlsieg der Demokraten in Georgia gefreut. 
Mit dem Rückhalt des Senates wird der gewählte 
Präsident Joe Biden Vorhaben ohne zermürbende 
Blockaden umsetzen können. Es bleibt zu hoffen, 
dass auf das Chaos, das ihm sein Vorgänger hinter-
lassen hat, nun wieder eine verlässliche und bere-
chenbare Politik folgt. Meine größte Hoffnung ist 
allerdings, dass es Biden gelingt, die immer radika-
lere Spaltung der amerikanischen Gesellschaft zu 
stoppen und zu neuer Einheit zu finden.

Die Ereignisse in den USA müssen uns aber zu-
gleich eine Mahnung sein. Reichskriegsflaggen auf 
den Stufen des Reichstages waren eine deutliche 
Warnung. Auch bei uns nimmt die Zahl derjenigen 
zu, die mit vernünftigen Argumenten nicht mehr 
erreichbar sind. Sicherlich sind wir noch weit von 
amerikanischen Zuständen entfernt, das Signal ist 
aber eindeutig: Wehret den Anfängen!

Politisches Neuland betritt die CDU an diesem 
Wochenende mit ihrem ersten komplett digitalen 
Parteitag. Ich muss zugeben, dass ich in erster Linie 
froh bin, dass die seit einer gefühlten Ewigkeit un-
geklärte Frage des Parteivorsitzes nun endlich zum 
Abschluss kommt. Wer auch immer gewählt wird 
– auf ihn wartet die Aufgabe, auch die Anhänger 
seiner Konkurrenten hinter sich zu bringen und die 
Partei zu einen. Nichts wäre für die Union abträg-
licher als eine dauerhafte Lagerbildung mit lähmen-
den Flügelkämpfen. Hier können alle drei Kandi-

daten auch nach dem entscheidenden Wahlgang 
einen wichtigen Beitrag leisten. Schlussendlich sind 
aber alle Mitglieder gefordert, nach der überfälligen 
Entscheidung einen gemeinsamen Weg christde-
mokratischer Politik einzuschlagen. Beindruckt bin 
ich übrigens schon im Vorfeld von der technischen 
Umsetzung des digitalen Parteitages. Ein Probelauf 
verlief in dieser Woche nahezu reibungslos. Was 
noch vor einem Jahr als unmöglich gegolten hätte, 
wurde unter dem Druck der Corona-Auflagen zur 
innovativen Meisterleistung. 

Im Bundestag haben wir in dieser Woche die corona-
bedingte Verlängerung des Kinderkrankengeldes auf 
20 Tage für Familien und auf 40 Tage für Alleinerzie-
hende beschlossen. Wir tragen damit der schwieri-
gen Betreuungssituation bei geschlossenen Schulen 
und Kitas Rechnung. Ein seit Jahren diskutiertes 
Thema ist mit der Aufnahme der Kinderrechte ins 
Grundgesetz zum Abschluss gekommen. Für uns als 
Union war dabei vor allem eines wichtig: Die Verant-
wortung für die Erziehung ihrer Kinder liegt bei den 
Eltern. Es gilt, die Jüngsten zu schützen, ohne bevor-
mundend in die Familien hineinzuregieren.

In meinem Fachbereich, der Energiepolitik, haben 
wir in dieser Woche am Regierungsentwurf des Bun-
desbedarfsplangesetzes gefeilt. Darin legen wir den 
Ausbaubedarf der deutschen „Stromautobahnen“ 
fest und beschleunigen Planung und Umsetzung. 
Bei den Gesprächen mit anderen Energiepolitikern 
und auch mit Ministerialen stelle ich dabei immer 
wieder fest, dass es in diesem Bereich eine hohe 
Anerkennung für Schleswig-Holstein gibt. Unser 
Bundesland, so der Tenor, hat seine Hausaufgaben 
gemacht und treibt den Ausbau der Stromnetze 
zügig voran.

15. Januar 2021

Seite 1



Eine gute Nachricht gibt es zum Schluss meines Be-
richts aus Berlin für das Wenzel-Hablik-Museum in 
Itzehoe. Der Bund fördert die Neugestaltung dieser 
„nationalen Kultureinrichtung“ mit 700.000 Euro. 
Als bekennender Hablik-Fan habe ich mich in Berlin 
stark für das Projekt eingesetzt und freue mich, dass 
das Museum und die sich unermüdlich engagieren-
de Wenzel-Hablik-Stiftung nun die Anerkennung 
bekommen, die sie verdienen.

In seinem Bericht an die Bundestagsfraktion, den 
ich Ihnen und Euch in der Anlage übersende, geht 
der Fraktionsvorsitzende Ralph Brinkhaus, MdB, auf 
folgende Themen ein:

• Es geht um Menschenleben.

• Wir bauen auf starke US-amerikanische Demo-
kratie.

• Wir stehen vor wichtigen politischen Weichen-
stellungen.
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Bericht des Vorsitzenden 
zur Sitzung der CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag 
am 12. Januar 2021 
19. WP/ 68 

I. Die politische Lage in Deutschland 

Es geht um Menschenleben. 

Wir sind mitten in einem Kraftakt, um insbesondere Menschen in Alten- und 

Pflegeeinrichtungen noch besser zu schützen - bis die Impfungen weiter vo-

rangeschritten sind und hier nach und nach Entlastung geben. Der Schutz des 

Lebens gehört zu unserem christlichen Selbstverständnis als Union. Dabei ist 

für den Erfolg ganz entscheidend, dass Bund, Länder und Kommunen gut zu-

sammenarbeiten. Dieser Zusammenarbeit gilt daher unsere volle Konzentra-

tion. Dass es irgendwo zwischen den staatlichen Ebenen „ruckelt“, können wir 

uns nicht leisten, da es um Menschenleben geht. 

Ralph Brinkhaus MdB 
Vorsitzender 

Platz der Republik 1 
11011 Berlin 

fraktion@cducsu.de 
www.cducsu.de 
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Gleichzeitig stehen wir bei Selbständigen und Unternehmen im Wort, unver-

schuldete wirtschaftliche Härten aufgrund der Schutzmaßnahmen pragma-

tisch abzumildern. Hierzu tauschen wir uns laufend mit der Bundesregierung 

aus und geben Rückmeldungen, die wir aus den Wahlkreisen erhalten, weiter.  

Wir bauen auf starke US-amerikanische Demokratie.  

Die Bilder zu den Ausschreitungen im US-Kapitol haben uns alle entsetzt. Da-

hinter steht eine tiefe Spaltung in der amerikanischen Gesellschaft. Die neue 

Biden-Administration steht vor einer innenpolitischen Mammutaufgabe.  

Europa und insbesondere wir Deutschen können diesen Prozess durch ver-

lässliche und vertrauensvolle Kooperation mit unseren US-amerikanischen 

Partnern unterstützen – vom Klimaschutz über Fragen der Digitalisierung und 

der Sicherheit bis hin zur Stärkung des Freihandels. 

Das Thema Zusammenhalt in der Gesellschaft ist aktueller denn je. Wir als 

Union legen daher – nicht erst seit diesen Vorkommnissen – einen ganz gro-

ßen Schwerpunkt hierauf. 

Wir stehen vor wichtigen politischen Weichenstellungen. 

Der anstehende Bundesparteitag der CDU wirft seine Schatten voraus. Wir 

freuen uns auf eine intensive und spannende Wahl des neuen Parteivorsitzen-

den - unter Corona-Bedingungen. 

Für uns als Fraktion ist wichtig: Die Menschen erwarten von uns, dass wir bis 

zum letzten Tag der Legislaturperiode Sachpolitik machen. Dafür sind wir ge-

wählt. Insbesondere die Bewältigung der Pandemie muss absoluten Vorrang 

haben. Niemand hat Verständnis dafür, ein Dreivierteljahr vor der Bundes-

tagswahl den Wahlkampf zu eröffnen. Wir konzentrieren uns daher weiterhin 

darauf, praktische Vorschläge für die Probleme der Bürgerinnen und Bürger zu 

entwickeln und diese auch umzusetzen. 

II. Die Woche im Parlament 

Gesetz zur Anpassung der Regelungen über die Bestandsdatenauskunft 

an die Vorgaben aus der Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts 

vom 27. Mai 2020. Das Bundesverfassungsgericht (BVerfG) hat mit Beschluss 

vom 27. Mai 2020 die konkrete Ausgestaltung bestimmter Normen zur soge-

nannten manuellen Bestandsdatenauskunft für verfassungswidrig erklärt. Te-

lekommunikationsdienstleister geben dabei bestimmten Behörden unter ge-

wissen Umständen Auskunft etwa über Name, Adresse oder Telefonnummer 
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eines Teilnehmers. In erster Lesung beraten wir einen Gesetzentwurf, mit dem 

die jeweiligen Normen an die Vorgaben des BVerfG angepasst werden. Enthal-

ten sind zudem jeweils eigene Regelungen zum Abruf sowie zur Übermittlung 

der Daten und die Begrenzung der jeweiligen Verwendungszwecke. Geändert 

werden sollen unter anderem das Telemedien- und das Telekommunikations-

gesetz, verschiedene polizeiliche und nachrichtendienstliche Abrufregelun-

gen sowie die Strafprozessordnung. Darüber hinaus werden vergleichbare 

Normen in weiteren Gesetzen an den Beschluss des BVerfG angepasst. 

Produktivität, Klimaresilienz und Biodiversität steigern – Agroforstwirt-

schaft fördern. In dem Antrag der Koalitionsfraktionen begrüßen wir, dass 

auf EU-Ebene die Agroforstwirtschaft in Strategien wie der Hof-auf-den-Tisch-

Strategie oder der Biodiversitätsstrategie als Lösungsoption erwähnt wird. Ag-

roforstwirtschaft ist die bewusste Einbeziehung von mehrjährigen Holzpflan-

zen wie Bäumen oder Sträuchern in der Landwirtschaft. Des Weiteren fordern 

wir die Bundesregierung mit unserem Antrag auf, Leistungen von Agroforst-

systemen zu honorieren und sich für eine finanzielle Förderung von Agro-

forstsystemen noch in der aktuellen Förderperiode der Gemeinsamen Agrar-

politik der EU (GAP) einzusetzen. Mit dem Antrag fordern wir zudem die 

Schließung bestehender rechtlicher Lücken bei der Förderung und bei der An-

pflanzung von Agroforstsystemen. Ferner sollen Forschung und Wissens-

transfer in diesem Bereich ausgebaut werden, um nachhaltige Agroforstsys-

teme zu etablieren. 

Öffentlich-rechtlicher Vertrag zur Reduzierung und Beendigung der 

Braunkohleverstromung in Deutschland. Mit dem Beschluss wird die Bun-

desregierung gemäß § 49 des Kohleausstiegsgesetzes ermächtigt, den öffent-

lich-rechtlichen Vertrag zur Reduzierung und Beendigung der Braunkohlever-

stromung in Deutschland mit den Braunkohleunternehmen zu schließen. Da-

mit der Vertrag vom Bundesministerium für Wirtschaft und Energie unter-

zeichnet werden kann, muss der Deutsche Bundestag dem Vertrag zustimmen. 

Der Vertrag enthält Vereinbarungen zur Stilllegung von Braunkohlekraftwer-

ken in zeitlich gestaffelter Reihenfolge bis spätestens zum Jahr 2038 sowie die 

durch den Bund zu zahlenden Entschädigungen an RWE (2,6 Mrd. EUR) und 

die LEAG (1,75 Mrd. EUR). Entschädigungen werden nur für Kraftwerksstillle-

gungen bis 2030 gewährt. Vor dem Hintergrund europarechtlicher Vorgaben 

wurde der bereits im Sommer 2020 vom Kabinett beschlossene Vertragsent-

wurf geringfügig angepasst und nochmals vom Kabinett am 16. Dezember 

2020 verabschiedet. 

Bericht der Bundesregierung über die gesetzliche Rentenversicherung, 

(Rentenversicherungsbericht 2020) und Gutachten des Sozialbeirats. Die 

Bundesregierung stellt in dieser Sitzungswoche ihren 
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Rentenversicherungsbericht 2020 vor, der über die aktuelle Lage der Renten-

versicherung informiert. Im Jahr 2020 sind die gesamten Beitragseinnahmen 

der allgemeinen Rentenversicherung bis September gegenüber dem Vorjah-

reszeitraum um rund 1,9 % gestiegen. Für das Jahresende 2020 wird zudem 

eine Nachhaltigkeitsrücklage von rund 36,3 Mrd. Euro geschätzt. Im Renten-

versicherungs-Leistungsverbesserungs- und -Stabilisierungsgesetz ist festge-

legt, dass der Beitragssatz bis zum Jahr 2025 den Wert von 18,6 % nicht unter-

schreiten darf. Ferner ist dort geregelt, dass bis zum Jahr 2025 das Sicherungs-

niveau vor Steuern nicht unter 48 % und der Beitragssatz nicht über 20 % stei-

gen darf („Doppelte Haltelinie“). In der mittleren Variante der Vorausberech-

nungen bleibt der Beitragssatz bis zum Jahr 2022 beim aktuellen Wert von 

18,6 % stabil. Anschließend steigt der Beitragssatz auf 19,3 % im Jahr 2023, 19,9 

% im Jahr 2025 und 21,5 % im Jahr 2030. Zum Ende des Vorausberechnungs-

zeitraums im Jahr 2034 beträgt der Beitragssatz 22,4 %. Bis zum Jahr 2034 stei-

gen die Renten voraussichtlich um insgesamt rund 32,2 %. Dies entspricht ei-

ner durchschnittlichen Steigerungsrate von 2,3 % pro Jahr.  

Ergänzender Bericht der Bundesregierung zum Rentenversicherungsbe-

richt 2020 (Alterssicherungsbericht 2020) und Gutachten des Sozialbei-

rats. Ergänzend zum Rentenversicherungsbericht stellt die Bundesregierung 

zudem den Alterssicherungsbericht 2020 vor, der über Alterseinkünfte Aus-

kunft gibt. Die Absicherung im Alter erfolgt über mehrere Sicherungssysteme, 

deren wichtigstes die gesetzliche Rentenversicherung darstellt. Daneben ste-

hen z.B. die berufsständische Altersversorgung, die Beamtenversorgung oder 

die betriebliche Altersversorgung sowie weitere Einkommen etwa aus privater 

Vorsorge oder Erwerbstätigkeit. Die Leistungen der Alterssicherung betrugen 

im Jahr 2019 rund 383 Mrd. Euro. Dies entspricht in etwa 11,2 Prozent des 

Bruttoinlandsproduktes. Die gesetzliche Rentenversicherung (GRV) ist dabei 

das größte Alterssicherungssystem; dort sind 56 Mio. Menschen versichert, 

21,1 Mio. beziehen Renten, darunter 18,5 Mio. Rentner im Alter von 65 Jahren 

und darüber. Rund 90 Prozent der Senioren beziehen 2019 eine Rente aus der 

GRV, in den neuen Ländern waren es sogar fast 100 Prozent. Der Alterssiche-

rungsbericht informiert detailliert über die durchschnittlichen monatlichen 

Haushaltsnettoeinkommen unter anderem von Ehepaaren ab 65 Jahren, Al-

leinstehenden, Selbständigen oder aufgeschlüsselt nach Männern und Frauen. 

Die heutige Rentnergeneration ist überwiegend gut versorgt. Nur gut 3 Prozent 

der 65-Jährigen und Älteren nehmen Leistungen der Grundsicherung im Alter 

in Anspruch. Des Weiteren informiert der Bericht über die betriebliche oder 

private Altersvorsorge. So gibt es mittlerweile 21 Mio. Anwartschaften auf die 

betriebliche Altersversorgung und rund 16,4 Mio. Riester-Verträge. Der Aus-

bruch von COVID-19 wurde im Bericht noch nicht berücksichtigt. 
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Gesetz für ein digitales Wettbewerbsrecht 4.0 (GWB-Digitalisierungsge-

setz) sowie Regelung zum Kinderkrankengeld. In zweiter und dritter Le-

sung setzen wir eine EU-Richtlinie zur Stärkung der Wettbewerbsbehörden 

der Mitgliedstaaten in nationales Recht um. Mit dem Gesetz wird das System 

der Kartellrechtsaufsicht in Deutschland an ausgewählten Stellen zielgerichtet 

gestärkt und an die veränderten Anforderungen durch die Digitalisierung der 

Wirtschaft angepasst. Die Vorschriften des GWB-Digitalisierungsgesetzes wer-

den insbesondere in den folgenden Bereichen geändert: Ermittlungsbefug-

nisse der Kartellbehörden, Sanktionen für Kartellrechtsverstöße, Vorschriften 

zum gerichtlichen Bußgeldverfahren, Regelungen zum Kronzeugenprogramm 

für Kartellrechtsverstöße und Amtshilfe für andere Kartellbehörden. Zudem 

wird die Durchsetzbarkeit von Schadensersatzansprüchen aufgrund von Kar-

tellabsprachen verbessert. Darüber hinaus enthält die Novelle eine Moderni-

sierung der Missbrauchsaufsicht, um den Missbrauch von Marktmacht insbe-

sondere durch digitale Plattformen besser erfassen und effektiv beenden zu 

können. 

In diesem Gesetz nehmen wir per Änderungsantrag wegen der Corona-Pande-

mie eine befristete Regelung zum Kinderkrankengeld auf. Mit der auf das Jahr 

2021 beschränkten Regelung erhalten gesetzlich Krankenversicherte das Kin-

derkrankengeld pro Kind längstens für 20 Tage, Alleinerziehende für 40 Tage; 

dieser Anspruch gilt auch in den Fällen, in denen eine Kinderbetreuung zu 

Hause erforderlich wird, weil die Schule, die Kita oder die Behinderteneinrich-

tung geschlossen ist bzw. für die Klasse oder Gruppe pandemiebedingt ein Be-

tretungsverbot ausgesprochen wurde oder die Präsenzpflicht im Unterricht 

ausgesetzt ist. Das gilt insbesondere auch dann, wenn das Kind auf Grund der 

Empfehlung von behördlicher Seite die Einrichtung nicht besucht hat. In die-

sen Fällen beträgt das Krankengeld 90 Prozent des ausgefallenen Nettoarbeits-

entgelts der Versicherten. Der Anspruch besteht unabhängig davon, ob die ge-

schuldete Arbeitsleistung nicht auch grundsätzlich im Homeoffice erbracht 

werden kann. 

Gesetz zur Änderung des Bundesbedarfsplangesetzes. In zweiter und drit-

ter Lesung beschließen wir ein Gesetz zum Ausbau des Stromübertragungsnet-

zes in Deutschland. Mit dem Bundesbedarfsplangesetz werden die energie-

wirtschaftliche Notwendigkeit und der vordringliche Bedarf für zentrale Netz-

ausbauvorhaben festgestellt. Es werden 35 neue Netzausbauvorhaben aufge-

nommen und acht bisherige Netzausbauvorhaben geändert. Darüber hinaus 

werden einige Anpassungen im Bundesbedarfsplangesetz, im Energiewirt-

schaftsgesetz, im Netzausbaubeschleunigungsgesetz Übertragungsnetz und 

im Energieleitungsausbaugesetz vorgenommen. Dies verfolgt in erster Linie 

das Ziel, eine zügige Durchführung der Planungs- und Genehmigungsverfah-

ren zu fördern. 
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Gesetz zur Änderung des Einführungsgesetzes zur Abgabenordnung - 

Verlängerung der Steuererklärungsfrist in beratenen Fällen und der 

zinsfreien Karenzzeit für den Veranlagungszeitraum 2019. Eine sachge-

rechte und gleichmäßige Beratung durch Angehörige der steuerberatenden Be-

rufe setzt u. a. voraus, dass ihnen hierfür ausreichend Zeit zur Verfügung 

steht. Die Corona-Pandemie stellt sie gegenwärtig aber in besonderer Weise 

vor zusätzliche Anforderungen. Die Einhaltung der gesetzlichen Steuererklä-

rungsfrist für den Besteuerungszeitraum 2019 ist in diesen Fällen vielfach 

nicht mehr gewährleistet. Mit dem Gesetz wird deshalb die Abgabefrist für 

durch Steuerberater erstellte Steuererklärungen für das Jahr 2019 bis zum 31. 

August 2021 verlängert. 

Bericht der Bundesregierung zur Ernährungspolitik, Lebensmittel- und 

Produktsicherheit – Gesunde Ernährung, sichere Produkte (Ernährungs-

politischer Bericht 2020). Die Bundesregierung stellt in dieser Sitzungswo-

che den Ernährungspolitischen Bericht 2020 vor. Dieser deckt den Zeitraum 

von Juni 2016 bis März 2020 ab und beschreibt die Ziele und Maßnahmen der 

Bundesregierung in den Bereichen Ernährungspolitik sowie der Lebensmittel- 

und Produktsicherheit. Der Bericht verdeutlicht, dass in der 19. Wahlperiode 

bei vielen ernährungs- und verbraucherpolitischen Schwerpunktvorhaben 

wichtige Fortschritte und Erfolge erzielt wurden. Hervorzuheben sind dabei 

die Einführung einer farblich abgestuften, freiwilligen erweiterten Nährwert-

kennzeichnung (Nutri-Score) sowie weitere Einschränkungen der Werbung 

für Tabakprodukte und E-Zigaretten.  

Nationale Bioökonomiestrategie. Die Bioökonomie hat zum Ziel, Ökonomie 

und Ökologie für ein nachhaltiges Wirtschaften zu verbinden. Mit der Natio-

nalen Bioökonomiestrategie legt die Bundesregierung die Leitlinien und Ziele 

ihrer Bioökonomiepolitik fest. Die Strategie baut auf der vorherigen „Nationa-

len Forschungsstrategie Bioökonomie 2030“ und der „Nationalen Politikstra-

tegie Bioökonomie“ auf, setzt diese fort und bündelt die politischen Aktivitä-

ten der Bundesregierung. Dadurch wird ein Rahmen geschaffen, der ein ganz-

heitliches Agieren zur schlüssigen Entwicklung der Bioökonomie ermöglicht. 

Die Bundesregierung benennt in der Strategie sechs Ziele für die künftige For-

schungsförderung auf dem Gebiet der Bioökonomie: Die Entwicklung bioöko-

nomischer Lösungen für die Nachhaltigkeitsagenda, die Erschließung der Po-

tenziale der Bioökonomie innerhalb ökologischer Grenzen, die Erweiterung 

und Anwendung des biologischen Wissens, eine nachhaltige Ausrichtung der 

Ressourcenbasis der Wirtschaft, die Etablierung Deutschlands als führender 

Innovationsstandort der Bioökonomie sowie die Intensivierung der nationa-

len und internationale Kooperationen unter Einbindung der Gesellschaft.  
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Entwurf eines Vierten Gesetzes zur Änderung des Lebensmittel- und Fut-

termittelgesetzbuches sowie anderer Vorschriften. In erster Lesung bera-

ten wir eine Änderung des Lebensmittel- und Futtermittelgesetzbuches (LFGB) 

sowie anderer lebensmittelrechtlicher Vorschriften. Dies zielt unter anderem 

darauf ab, die Überwachung des Online-Handels mit Lebensmitteln zu verbes-

sern. Darüber hinaus wird die Rückverfolgbarkeit von Lebensmitteln und Fut-

termitteln beschleunigt, vereinfacht und an veränderte Rechtsvorschriften der 

EU angepasst. Dies betrifft insbesondere die Vorschriften über Lebensmittel-

zusatzstoffe und kosmetische Mittel. Um eine schnelle Rückverfolgung von 

Produkten zu gewährleisten, wird im LFGB angeordnet, dass Rückverfolgbar-

keitsinformationen binnen 24 Stunden und elektronisch an die zuständigen 

Behörden zu übermitteln sind.  

Änderung von Verbrauchsteuergesetzen. In erster Lesung diskutieren wir 

den Entwurf des Siebten Gesetzes zur Änderung von Verbrauchsteuergesetzen. 

Dieser dient der Umsetzung von drei EU-Richtlinien im Bereich der Ver-

brauchsteuern in nationales Recht. Zunächst machen die EU-Vorgaben Ände-

rungen in allen Verbrauchsteuergesetzen erforderlich. Diese betreffen vor al-

lem verfahrensrechtliche Aspekte, die aus fachlicher Sicht Erleichterungen für 

die betroffenen Wirtschaftsbeteiligten bedeuten. Außerdem soll der Kreis der 

Begünstigten von Steuerbefreiungen auf Angehörige der Streitkräfte von EU-

Mitgliedstaaten erweitert werden, sofern es sich hierbei um Maßnahmen im 

Zusammenhang mit der Gemeinsamen Sicherheits- und Verteidigungspolitik 

(GSVP) handelt. Darüber hinaus macht die EU-Alkoholstrukturrichtlinie ge-

ringfügige Anpassungen im Alkohol- sowie im Schaumwein- und Zwischener-

zeugnissteuergesetz erforderlich. Im Wesentlichen wird für alle EU-Mitglied-

staaten verbindlich ein Zertifizierungssystem für rechtlich und wirtschaftlich 

unabhängige (Klein-)Produzenten zur Inanspruchnahme eines ermäßigten 

Steuersatzes in einem anderen Mitgliedstaat eingeführt. 

III. Daten und Fakten 

75 Jahre UN-Sicherheitsrat. Am 17. Januar 1946 wurde der Sicherheitsrat der 

Vereinten Nationen gegründet. Wenige Wochen nach Gründung der UNO traf 

sich der Sicherheitsrat als wichtigstes Untergremium zu seiner konstituieren-

den Sitzung im Church House der Westminster Abtei in London. Erst 1951 zog 

der Rat in das UNO-Hauptquartier am East River in Manhattan. Die USA, Russ-

land, das Vereinigte Königreich, Frankreich und China haben einen ständigen 

Sitz im UN-Sicherheitsrat. 10 weitere Länder werden für jeweils 2 Jahre als 

nicht-ständige Mitglieder dazu gewählt. Zuletzt hatte Deutschland 2019 und 

2020 einen dieser Sitze inne. Seit 1. Januar 2021 sind Estland, Indien, Irland, 

Kenia, Mexiko, Niger, Norwegen, St. Vincent, Tunesien und Vietnam die 
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nichtständigen Mitglieder. Der Sicherheitsrat beschließt unter anderem Sank-

tionen oder die Blauhelmeinsätze. Starke Vereinte Nationen sind ein Kernan-

liegen der deutschen Außenpolitik. Damit er auch in Zeiten des Wettbewerbs 

der Großmächte handlungsfähig bleibt, setzt sich Deutschland weiter für eine 

Reform des Sicherheitsrats ein. (Quellen: bundesregierung.de, un.org)  

Verdoppelung der Ausgaben für Kinder- und Jugendhilfe. Im Jahr 2019 

haben Bund, Länder und Gemeinden insgesamt 54,9 Milliarden Euro für Leis-

tungen und Aufgaben der öffentlichen Kinder- und Jugendhilfe ausgegeben. 

2009 lag diese Zahl noch bei 26,9 Milliarden Euro. Somit haben sich diese Aus-

gaben in den vergangenen zehn Jahren mehr als verdoppelt. Mit 36,9 Milliar-

den Euro fielen gut zwei Drittel der Ausgaben (67,2 %) 2019 auf die Kinderta-

gesbetreuung (Tageseinrichtungen und Tagespflege). Ein knappes Viertel der 

Ausgaben (23,7 %) oder 13,0 Milliarden Euro entfiel auf die Hilfen zur Erzie-

hung. Davon flossen 6,5 Milliarden Euro in die Unterbringung junger Men-

schen in Vollzeitpflege, Heimerziehung oder anderen betreuten Wohnformen. 

Weitere 2,1 Milliarden Euro (3,8 % der Ausgaben) investierten Bund, Länder 

und Gemeinden in Angebote und Einrichtungen der Jugendarbeit, zum Bei-

spiel in außerschulische Jugendbildung, Kinder- und Jugenderholung oder Ju-

gendzentren. Die restlichen 2,9 Milliarden Euro (5,3 % der Ausgaben) entfielen 

unter anderem auf Bereiche wie den erzieherischen Kinder- und Jugend-

schutz, die Förderung der Erziehung in der Familie und die Jugendsozialar-

beit. (Quelle: Destatis) 
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